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Text 

Besondere Bestimmungen über die Exekution auf bücherlich sichergestellte Forderungen 

§ 320. (1) Wird auf Forderungen Exekution geführt, für die auf einer Liegenschaft oder einem 
Liegenschaftsanteil ein Pfandrecht bücherlich einverleibt ist, so ist zu deren Pfändung die Einverleibung 
des Pfandrechtes in dem öffentlichen Buche erforderlich. Wenn zu Gunsten der zu vollstreckenden 
Forderung auf Grund einer früheren Bestellung ein Pfandrecht an der bücherlich sichergestellten 
Forderung einverleibt ist, genügt zur Pfändung die bücherliche Anmerkung der Vollstreckbarkeit. 

(2) Ist eine Forderung bücherlich sichergestellt, so hat das die Exekution bewilligende Gericht das 
zum Vollzug der Einverleibung des Pfandrechts Erforderliche gleichzeitig mit der Bewilligung der 
Exekution zu verfügen. Bei Einverleibung dieses Pfandrechts ist anzugeben, dass dieses zum Zweck der 
Exekution einer vollstreckbaren Geldforderung vom Gericht bewilligt wird. Ist ein Verwalter bestellt, so 
ist er zum Antrag auf Einverleibung des Pfandrechtes berechtigt. Dieser ist auch im öffentlichen Buch 
anzumerken. Ist kein Verwalter bestellt, so ist die Überweisung zur Einziehung an den betreibenden 
Gläubiger im öffentlichen Buch anzumerken. 

(3) Wenn von mehreren Gläubigern die Pfändung derselben bücherlich sichergestellten Forderung 
erwirkt wird, so kommen in Betreff der Rangordnung der Pfandrechte die Bestimmungen des 
Allgemeinen Grundbuchsgesetzes 1955 in Anwendung. 

(4) Zugleich mit der Bewilligung der Einverleibung des Pfandrechtes oder der Anmerkung der 
Vollstreckbarkeit hat das Gericht an den Verpflichteten, sowie an den Drittschuldner die im § 294 
angeführten Verbote zu erlassen. 

(5) Dem Verwalter oder dem betreibenden Gläubiger steht auch die Befugnis zu, die bücherliche 
Anmerkung der Aufkündigung und der Hypothekarklage zu erwirken und alle Erklärungen namens des 
Verpflichteten abzugeben, welche zur bücherlichen Löschung des einverleibten Pfandrechtes erforderlich 
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sind. Diese Löschungserklärungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des 
Exekutionsgerichts. 

(6) Wenn der betreibende Gläubiger auf die durch die Überweisung zur Einziehung erworbenen 
Rechte oder der Verwalter auf die Einziehung verzichtet, so ist die Anmerkung von Amts wegen zu 
löschen. 
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